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klage bestritten und ausgeführt, der Widerklageantrag 
sei schon deshalb unbegründet, weil inzwischen ein 
Teil des Werkes in den Afrika-Studien der Universi­
tät von 1967 veröffentlicht sei.

Aus den G r ü n d e n :
I.

Das Gesetz über das Urheberrecht (URG) vom 
13. September 1965 (GBl. I S. 209) schützt die schöpfe­
rische Gestaltung eines Gedankens mit sprachlichen, 
bildnerischen oder baulichen Mitteln (§ 2 URG). Der 
dargestellte Gedanke oder der sonstige Inhalt der 
Darstellung werden als solche durch das Gesetz nicht 
geschützt. Es ist also durchaus möglich, daß derselbe 
Gedanke oder dasselbe Ereignis von verschiedenen 
Verfassern dargestellt wird. Hierfür gibt es eine große 
Zahl von Beispielen. Das trifft insbesondere auch für 
Darstellungen geschichtlicher Ereignisse oder Entwick­
lungen zu.
Dieser Grundsatz gilt auch für Herausgaben (§ 4 Abs. 2 
URG). Er erfährt hier eine besondere Ausprägung. 
Kein Urheberrechtsschutz besteht an dem heraus­
gegebenen Text. Es ist also möglich, daß z. B. ein 
literarisches Werk, dessen Urheberrechtsschutzfrist 
abgelaufen ist oder für das niemals ein solcher Schutz 
bestanden hat, herausgegeben, z. B. wörtlich abge­
druckt wird, ohne daß ein Urheberrechtsschutz ent­
steht. Dasselbe gilt für Herausgabe früherer Urkun­
den von geschichtlichem Werte. Ein Urheberrechts­
schutz wird nur für die Gestaltung oder Auswahl der 
herausgegebenen Texte gewährt und auch nur dann, 
wenn sie das Ergebnis einer individuellen schöpferi­
schen Leistung sind. Kein Urheberrechtsschutz würde 
daher z. B. gegeben sein, wenn sämtliche in einem 
Archiv enthaltenen Urkunden, die sich auf eine be­
stimmte Zeit oder ein bestimmtes Ereignis beziehen, 
herausgegeben und lediglich nach dem Zeitablauf 
geordnet würden, ohne eine Erläuterung zu erfahren. 
Die Auswahl von Urkunden kann dann Urheberrechts­
schutz erzeugen, wenn sie auf einer schöpferischen 
Gedankenarbeit beruht, insbesondere dazu dienen 
soll, daß sie die Ursachen oder die Ergebnisse einer 
geschichtlichen Entwicklung aufklären, z. B. darstel­
len sollen, daß gewisse wirtschaftliche Entwicklungen, 
gesellschaftliche Anschauungen oder politische Bestre­
bungen eine bestimmte Entwicklung hervorgerufen 
oder beeinflußt haben oder auch, daß ein solcher Ein­
fluß. entgegen einer anderen Meinung, nicht vorhan­
den gewesen ist.
Schöpferische Gestaltungsarbeit kann sich in der 
Gliederung des herausgegebenen Urkundenmaterials 
zeigen, also in der Disposition, die in der Regel im 
Inhaltsverzeichnis zum Ausdruck kommen wird. Eben­
so gehören hierzu Erläuterungen, soweit sie auf den 
sachlichen Inhalt der Urkunden eingehen oder eine 
wesentliche textkritische Leistung darstellen, Einlei­
tungen und Schlußworte.
Das Urheberrecht entsteht durch die Tatsache der 
Schöpfung eines Werkes (§ 6 Abs. 1 und 2 URG). 
Durch Verträge kann es nicht entstehen und auch 
grundsätzlich nicht beseitigt oder eingeschränkt wer­
den, unbeschadet der Möglichkeit der Übertragung 
von Nutzungsbefugnissen durch Werknutzungsverträge, 
insbesondere Verlags Verträge (§ 19 Abs. 1, § 37 URG). 
Nur der tatsächliche Urheber hat das Recht, als sol­
cher in Verbindung mit seinem Werke genannt zu 
werden (§14 Abs. 2 URG). Ein Vertrag des Inhalts, 
daß jemand als Urheber "oder Miturheber an einem 
Werk bezeichnet wird, der es in Wirklichkeit nicht 
ist, hat daher keine rechtliche Wirkung.
Verträge können also — wobei auf die besonderen 
Fragen der Werknutzungsverträge nicht eingegangen

werden soll — kein Urheberrecht erzeugen, verhin­
dern oder begrenzen, sondern zwischen den an ihnen 
Beteiligten nur schuldrechtliche Verpflichtungen er­
zeugen. Infolgedessen kann ihre Verletzung nur 
schuldrechtliche Folgen, z. B. Schadenersatzansprüche, 
hervorrufen.
Nach diesen Grundsätzen steht dem Verklagten kein 
Miturheberrecht an dem Werke zu. Die „Gemeinsame 
Erklärung“ der Parteien vom 17. November 1962 
konnte nach dem Dargelegten als solche keinem von 
beiden ein Urheberrecht verschaffen.
Die Vorschrift des § 7 Satz 2 URG, wonach die Mit­
urheber ihre gegenseitigen Beziehungen durch Ver­
einbarung regeln können, gilt nur für tatsächliche 
Miturheber (§7 Satz 1 URG). Es ist nicht möglich, * 
einen Vertragsteilnehmer, der nicht Miturheber ist, 
als solchen anzuerkennen. Das gilt grundsätzlich auch 
für das selbständige Urheberrecht an einem Werk, 
das als Teil in ein anderes Werk aufgenommen wird, 
wenn auch die Grenze gegenüber einem im Kollektiv 
geschaffenen Werk, bei dem noch die einzelnen Bei­
träge unterschieden werden können, fließend ist. 
Zunächst ist ohne weiteres zweifelsfrei und auch vom 
Verklagten zugestanden, daß die Einleitung vom 
Kläger allein verfaßt ist. Sie ist nicht, wie der Ver­
klagte meint, als ein bloßes Vorwort anzusehen. In 
einem Vorwort erklärt der Verfasser, wann er die 
Arbeit geleistet habe, wodurch er hierzu veranlaßt 
worden sei und welchen Zweck er mit ihr verfolge 
u. ä. Möglicherweise enthält das Vorwort auch An­
erkennung von Förderungen — materieller und insbe­
sondere geistiger Art —, die d'”- Verfasser von an­
deren erfahren hat.
Die hier vorliegende Einleitung geht aber sachlich auf 
den Gegenstand der Quellensammlung ein. Sie geht 
sogar über den Rahmen einer Einleitung hinaus und 
stellt sich als ein Abriß der Geschichte von Unyam- 
wesi, einem ostafrikanischen Gebiet, vor der Besitz­
ergreifung durch den deutschen Kolonialismus dar. 
Sie ist ein selbständiges Werk im Sinne des § 8 URG. 
Das ergibt sich auch daraus, daß ein Teil dieser ge­
schichtlichen Darstellung — nämlich die Abschnitte 2 
bis 4 — zwar überarbeitet und am Schluß etwas ge­
kürzt, aber noch deutlich erkennbar, in englischer 
Übersetzung mit der Überschrift „On the Historical 
Importance of the Crisis of the Fundikira Empire“ 
(Die geschichtliche Bedeutung der Krisis des Fundi- 
kira-Reiches) in den Afrika-Studien der Universität 
von 1967 (S. 64 bis 83) veröffentlicht werden konnte. 
Der Verklagte hat hierzu auch nach seiner Darstellung 
nichts beigetragen. Demgemäß hat er auch erklärt, 
daran kein Urheberrecht in Anspruch zu nehmen. 
Darauf, ob diese geschichtliche Darstellung Unvoll­
kommenheiten aufweist, wie dies die Ansicht des Ver­
klagten ist, kommt es nicht an. Der Senat hat sich 
mit dieser Frage nicht zu beschäftigen. Ein Urheber­
recht an' einer geschichtlichen, überhaupt an einer 
wissenschaftlichen Darstellung wird durch etwaige 
sachliche Unvollkommenheiten nicht berührt.
Aber auch an der Quellensammlung selbst steht derr 
Kläger das Urheberrecht zu. Das gilt schon für die 
Auswahl der Quellen. Der Verklagte hat zwar be­
hauptet, aber nicht nachweisen können, daß er einen 
Teil der Quellen benannt und hierdurch an der Aus­
wahl mitgewirkt habe. Selbst wenn dies aber der 
Fall gewesen sein sollte, ist doch der größte Teil der 
Quellen durch den Kläger zusammengestellt und wie­
dergegeben worden, wobei es selbstverständlich auf 
die manuelle Tätigkeit des Abschreibens nicht an­
kommt. Es ist unwesentlich, in welchem Umfang der 
Verklagte ihn etwa beraten hat. Das Urheberrecht des 
Verfassers wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß er
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